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1. Instanz

Aktenzeichen S 18 RJ 785/02
Datum 24.06.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 495/04
Datum 22.06.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
24.06.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der KlÃ¤ger Rente wegen Erwerbsminderung
beanspruchen kann.

Der am 1954 geborene KlÃ¤ger schloss 1973 erfolgreich eine Berufsausbildung zum
Instandhaltungsmechaniker fÃ¼r technologische AusrÃ¼stungen des Bauwesens
ab. Nach seinen Angaben war er nach dem Wehrdienst (1973 bis 1975) in der Zeit
von 1976 bis 1980 als Fahrer, 1981 bis 1986 als Betriebsschlosser und 1987 bis
1989 als Fahrer und Handwerker beschÃ¤ftigt. Er befand sich aufgrund einer
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe wegen versuchter Republikflucht vom
19.06.1989 bis 07.11.1989 in Untersuchungs- und Strafhaft (rehabilitiert durch
Beschluss des Bezirksgerichts M. am 10.05.1991). Danach verzog er nach
NÃ¼rnberg und war dort bis 1997 in unterschiedlichen
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BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen tÃ¤tig. Seit dieser Zeit ist der KlÃ¤ger nur
geringfÃ¼gig als Wachmann versicherungsfrei beschÃ¤ftigt gewesen.

Nach einem Unfall im hÃ¤uslichen Bereich am 26.11.2001 (LWK 1- Berstungsfraktur
nach Sturz bei fraglichem cerebralen Krampfanfall) befand sich der KlÃ¤ger in
stationÃ¤rer Behandlung und Anschlussheilbehandlung (10.01.2002 bis
14.02.2002). Die Entlassung erfolgte als arbeitsunfÃ¤hig. Nach dem Reha-
Entlassungsbericht vom 26.02.2002 war zu erwarten, dass der KlÃ¤ger nach
weiterer Rekonvaleszenz in der Lage sein werde, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
mittelschwere TÃ¤tigkeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung und unter Beachtung
weiterer qualitativer EinschrÃ¤nkungen vollschichtig auszufÃ¼hren.

Am 07.05.2002 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Rente wegen
Erwerbsminderung. Die Beklagte holte AuskÃ¼nfte von Arbeitgebern ein, nach
denen der KlÃ¤ger vom 01.04.1996 bis 28.06.1996 als Druckereihelfer, vom
01.07.1996 bis 08.11.1996 als Hausmeister und vom 13.11.1996 bis 21.03.1997 als
Fahrer tÃ¤tig war. Mit Bescheid vom 05.07.2002 und Widerspruchsbescheid vom
16.10.2002 lehnte die Beklagte den Antrag ab. Die ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
sei nach den Ã¤rztlichen Feststellungen aufgrund der Untersuchung am 28.06.2002
u.a. durch folgende GesundheitsstÃ¶rungen beeintrÃ¤chtigt: EingeschrÃ¤nkte
Beweglichkeit und Belastbarkeit der LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) bei Zustand nach
stabiler LWK 1-Fraktur, skoliotische Verbiegung der WirbelsÃ¤ule und leicht
zunehmendes WirbelkÃ¶rpergleiten bei LWK 5/S 1, Zustand nach fraglichem
cerebralen Krampfanfall, Fehlhaltung der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) und
degeneratives HWS-Syndrom. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Eigen- und
FremdgefÃ¤hrdnung sowie nicht auf Leitern und GerÃ¼sten mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich zu verrichten, sofern er keiner Exposition durch Feuchte, KÃ¤lte,
NÃ¤sse und Zugluft ausgesetzt sei. Aufgrund seines beruflichen Werdeganges sei
der KlÃ¤ger auf das gesamte TÃ¤tigkeitsfeld des allgemeinen Arbeitsmarktes
verweisbar.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG). Er habe
massive Probleme mit der WirbelsÃ¤ule, nÃ¤mlich erhebliche
BewegungseinschrÃ¤nkungen und enorme Schmerzen. Er sei nicht mehr belastbar
und mÃ¼sse sich mehrmals am Tag hinlegen.

Das SG zog die Versichertenakte der Beklagten, die Akten des Amtes fÃ¼r
Versorgung und FamilienfÃ¶rderung NÃ¼rnberg (AVF) sowie die Leistungsakten der
Agentur fÃ¼r Arbeit NÃ¼rnberg bei. Befundberichte mit Fremdberichten (u.a.
stationÃ¤re Behandlung Klinikum N. 26.11.2001 bis 10.01.2002, Kompaktkur
24.03.2002 bis 14.04.2003) holte es von den OrthopÃ¤den Dr.W. und Dr.R. und vom
Allgemeinarzt Dr.L. ein.

Sodann ernannte das SG den OrthopÃ¤den Prof. Dr.L. zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen (Gutachten vom 22.10.2003). Prof. Dr.L. stellte nach klinischer
und rÃ¶ntgenologischer Untersuchung an wesentlichen GesundheitsstÃ¶rungen
fest: â�� Endlagig diskrete Bewegungsbehinderung der HWS ohne nachweisbare
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Nervenwurzelreizerscheinungen bei rÃ¶ntgenologisch nachgewiesenen
degenerativen VerÃ¤nderungen,

â�� mit Fehlform stabil ausgeheilte Fraktur des 1. LWK, WirbelsÃ¤ulenfehlstatik,
Wirbelgleitprozess LWK 5 auf S 1, Bewegungsbehinderung der RumpfwirbelsÃ¤ule
ohne nachweisbare Nervenwurzelreizerscheinungen,

â�� Bewegungsbehinderungen beider Arme in den Schultergelenken bei
rÃ¶ntgenologisch nachgewiesenem Impingement bds. Der KlÃ¤ger sei noch in der
Lage, leichte Arbeiten im Wechselrhythmus in geschlossenen RÃ¤umen ohne
schweres Heben und Tragen mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten. Zu
vermeiden seien Arbeiten mit Armvorhalt in der Horizontalen und unter Belastung
der RumpfwirbelsÃ¤ule, sowie Heben und Tragen mittelschwerer und schwerer
Lasten. Ebenso seien Arbeiten unter Feuchtigkeit und NÃ¤sse und Arbeiten auf
Leitern und GerÃ¼sten zu vermeiden.

Der ebenfalls vom SG zum SachverstÃ¤ndigen bestellte Neurologe und Psychiater
Dr.W1. kam in seinem Gutachten vom 16.04.2004 nach persÃ¶nlicher Untersuchung
des KlÃ¤gers am 14.04.2004 zum Schluss, dass beim KlÃ¤ger ein
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte bis stellenweise mittelschwere Arbeiten im
Wechselrhythmus fÃ¼r mindestens sechs Stunden tÃ¤glich bestehe. Arbeiten unter
Ã¼berdurchschnittlichem Stress wie Bandarbeit, Akkord, Nachtschicht kÃ¶nnten
nicht mehr abverlangt werden. Der KlÃ¤ger leide unter folgenden
GesundheitsstÃ¶rungen:

â�� Zustand nach cerebralem Gelegenheitsanfall,

â�� chronische psychosomatische StÃ¶rung,

â�� sekundÃ¤re anhaltende somatoforme SchmerzstÃ¶rung,

â�� posttraumatische Fehlstatik der LWS,

â�� Wirbelgleiten L 5 Grad 1,

â�� reaktive myofasziale RÃ¼ckenschmerzen,

â�� Ausschluss neurogen begrÃ¼ndbarer FunktionsstÃ¶rungen im
Bewegungsapparat.

Der KlÃ¤ger nahm zum Gutachten des Dr.W1. Stellung. Unzutreffend seien dessen
AusfÃ¼hrungen, dass EntzÃ¼ndungen im Afterbereich nicht erkennbar seien. Dem
wÃ¼rden Ã¤rztliche Untersuchungen â�� ebenfalls aus dem April 2004 â��
widersprechen.

Mit Urteil vom 24.06.2004 hat das SG die Klage abgewiesen. Es folge den
AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr.L. und des Dr.W1., nach denen der KlÃ¤ger in der Lage
sei, unter Beachtung qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen leichte Arbeiten
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mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten. Im Hinblick auf die von der
Beklagten eingeholten ArbeitgeberauskÃ¼nfte und nach dem Inhalt der
Leistungsakte der Agentur fÃ¼r Arbeit (versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung des
KlÃ¤gers zuletzt vom 01.07.1997 bis 25.08.1997 bei einem SB-GroÃ�markt als
Mitarbeiter bei der Warenverbringung) sei der KlÃ¤ger als ungelernter Arbeiter auf
alle TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes sozial verweisbar.

WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens â�� der KlÃ¤ger hat am 04.08.2004 Berufung
gegen das Urteil vom 24.06.2004 zum Bayer. Landessozialgericht eingelegt â��
nahm der KlÃ¤ger vom 15.09.2004 bis 20.10.2004 an einer medizinischen
MaÃ�nahme zur Rehabilitation teil. Nach dem Entlassungsbericht vom 26.10.2004
leide er an folgenden GesundheitsstÃ¶rungen: â�� Anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung, â�� PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit schizoidem und paranoidem
Anteil, â�� dysthyme Entwicklung, â�� posttraumatische Fehlstatik der LWS nach
stabil ausgeheilter Fraktur des LWK 1, â�� Fehlhaltung der HWS und degeneratives
HWS-Syndrom. Dem Bericht zufolge kÃ¶nne sowohl aus orthopÃ¤discher als auch
aus psychosomatischer Sicht ein aufgehobenes Leistungsbild nicht festgestellt
werden. Der KlÃ¤ger sei vollschichtig leistungsfÃ¤hig fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten in Wechselschicht und wechselnder kÃ¶rperlicher Haltung. Nicht mehr
zumutbar seien Ã�berkopfarbeiten sowie Heben schwerer GegenstÃ¤nde,
Exposition von NÃ¤sse oder Zugluft oder Ersteigen von Leitern und GerÃ¼sten.
Aufgrund eingeschrÃ¤nkter geistig-psychischer Belastbarkeit seien auch Arbeiten
mit erhÃ¶hten Anforderungen an das Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gen
sowie an Umstellungs- und AnpassungsvermÃ¶gen nicht mehr zumutbar. Die
sozialmedizinische Prognose erscheine bei erheblich chronifiziertem Krankheitsbild
allerdings fraglich. Dem KlÃ¤ger werde eine ambulante Psychotherapie dringend
empfohlen, wobei die Motivation hierzu fraglich erscheine. Die Entlassung erfolgte
als arbeitsfÃ¤hig.

Zur BegrÃ¼ndung der Berufung fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, dass er nicht in der Lage
sei, eine BeschÃ¤ftigung von sechs Stunden tÃ¤glich auszuÃ¼ben. Sein
Gesundheitszustand zwinge ihn dazu, dass er sich tÃ¤glich mehrmals hinlegen
mÃ¼sse. Zum Entlassungsbericht vom 26.10.2004 gab er an, dass er seinen
langsamen, schleichenden geistigen und kÃ¶rperlichen Verfall auf die Behandlung
wÃ¤hrend seiner Haftzeit zurÃ¼ckfÃ¼hre. Dem Gericht Ã¼bermittelte er
Befundberichte u.a. Ã¼ber medizinische Behandlungen in der Zeit vom Februar bis
Juli 2004 (Dr.SÃ¶hnlein vom 24.02.2002, Dr.W2. vom 29.03.2004, Dr.Zimber vom
14.04.2004 und 11.05.2004, Dr.Simon vom 20.04.2004, Stadtkrankenhaus S. vom
26.04.2002 und 03.07.2004, Krankenhaus M.M. â�� Behandlung 01.07. bis
06.07.2004, Dr.G. vom 23.07.2004 und einen Bericht des Dr.D. Ã¼ber eine
Kernspintomographie vom 11.05.2005).

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 24.06.2004 und den
Bescheid der Beklagten vom 05.07.2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 16.10.2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm auf seinen Antrag
vom 07.05.2002 hin Rente wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser
Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren.
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Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie bezieht sich auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des angefochtenen Urteils und auf
den Entlassungsbericht vom 26.10.2004. Einen Antrag des KlÃ¤gers vom
25.10.2004 auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben habe sie wegen Fehlens
der medizinischen Voraussetzungen abgelehnt (Bescheid vom 18.11.2004 und
Widerspruchsbescheid vom 02.03.2005).

Der Senat hat neben den Versichertenakten der Beklagten die Akten des AVF
beigezogen und einen Befundbericht mit Fremdberichten vom Allgemeinarzt Dr.L.
vom 25.04.2005 eingeholt.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen Akten sowie auf die
Gerichtsakten beider Instanzen Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143
, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz -SGG-). In der Sache hat das Rechtsmittel keinen
Erfolg. Denn das SG hat im angefochtenen Urteil vom 24.06.2004 zu Recht
entschieden, dass der KlÃ¤ger die von ihm beantragte Rente wegen voller oder
teilweiser Erwerbsminderung nicht beanspruchen kann.

Rente wegen Erwerbsminderung erhalten nach Â§ 43 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres,
wenn sie u.a. teilweise oder voll erwerbsgemindert sind. Nach Â§ 43 Abs 3 SGB VI
ist nicht erwerbsgemindert, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die
jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Beim KlÃ¤ger liegen nach der Ã�berzeugung des Senats die medizinischen
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung nicht
vor. Dies ergibt sich aus den AusfÃ¼hrungen der vom SG gehÃ¶rten
SachverstÃ¤ndigen und dem Bericht Ã¼ber die medizinische MaÃ�nahme zur
Rehabilitation vom 26.10.2004.

Nach dem Gutachten des OrthopÃ¤den Prof. Dr.L. vom 22.10.2003 ist der KlÃ¤ger
fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes bei Beachtung
bestimmter FunktionseinschrÃ¤nkungen mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
einsetzbar. Die rentenrechtlich relevante Wegstrecke ist nicht eingeschrÃ¤nkt, die
Einhaltung betriebsunÃ¼blicher Pausen ist nicht erforderlich.

Prof. Dr.L. stellte nach persÃ¶nlicher Untersuchung des KlÃ¤gers aufgrund der
erhobenen RÃ¶ntgenbefunde und einer kernspintomographischen Aufnahme vom
15.10.2003 fest, dass der Bruch des LWK 1 stabil ausgeheilt sei. Als Folge der
Verletzung finde sich jedoch eine ausgeprÃ¤gte Fehlstatik der RumpfwirbelsÃ¤ule
(dorsolumbale Kyphose). Daneben bestehe ein Wirbelgleitprozess LWK 5 auf S 1.
Die Beweglichkeit der RumpfwirbelsÃ¤ule sei herabgesetzt, ohne dass radikulÃ¤re
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Symptome vorlÃ¤gen. Weiter leide der KlÃ¤ger im Bereich der HWS unter
degenerativen VerÃ¤nderungen und muskulÃ¤ren Verspannungen, allerdings
ebenfalls ohne radikulÃ¤re Symptomatik oder motorische AusfÃ¤lle.
Sozialmedizinisch relevante FunktionseinschrÃ¤nkungen seien nicht feststellbar.
Dies gelte auch fÃ¼r die beim KlÃ¤ger bestehenden degenerativen
VerÃ¤nderungen im Bereich der Schultergelenke und des rechten Kniegelenkes
(keine Lockerung des Bandhalts).

Auch nach den AusfÃ¼hrungen des Psychiaters und Neurologen Dr.W1. ist von
einem LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers fÃ¼r leichte bis stellenweise
mittelschwere Arbeiten im Wechselrhythmus unter BerÃ¼cksichtigung einer
reduzierten Belastbarkeit der WirbelsÃ¤ule auszugehen. Die WegefÃ¤higkeit ist
nicht eingeschrÃ¤nkt.

Dr.W1. geht davon aus, dass Ursache des im Januar 2001 erlittenen Unfalls ein
cerebraler Gelegenheitsanfall gewesen ist. Zu weiteren cerebralen oder peripher
neurogenen AusfÃ¤llen sowie epileptischen EntÃ¤uÃ�erungen ist es beim KlÃ¤ger
nicht gekommen. Der KlÃ¤ger leidet seit seiner Kindheit an einer
psychosomatischen StÃ¶rung. Daneben besteht eine anhaltende somatoforme
SchmerzstÃ¶rung, wobei die seit mehr als zehn Jahren beklagten
RÃ¼ckenschmerzen und eine seitdem immer deutlicher werdende psychische
BegleitstÃ¶rung mit innerer Unruhe, Schlaflosigkeit und depressiv-dysthymer
Verstimmung durch den Unfall verstÃ¤rkt wurden. Hinzu kommt nunmehr ein
Afterbrennen ohne fassbare organische Ursache. Nach Dr.W1. ist nach den
neurologischen Befunden kein Grund erkennbar, der einer leichten vollschichtigen
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers entgegensteht. Allerdings ist die Befindlichkeit des KlÃ¤gers
wegen der psychischen Beteiligung an den Leiden des Bewegungsapparates bzw.
der mangelnden FÃ¤higkeit des KlÃ¤gers zur Verarbeitung dieser Leiden erheblich
beeintrÃ¤chtigt.

Zwar beeintrÃ¤chtigen die GesundheitsstÃ¶rungen das kÃ¶rperliche
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers, jedoch fÃ¼hrt dies nicht zu einer quantitativen
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens. Vielmehr besteht eine
LeistungsfÃ¤higkeit hinsichtlich leichter Arbeiten fÃ¼r mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich. Indes sollten aufgrund der GesundheitsstÃ¶rungen im orthopÃ¤dischen
und psychosomatischen Bereich nach den von Prof. Dr.L. und Dr.W1. genannten
qualitativen EinschrÃ¤nkungen insbesondere wirbelsÃ¤ulenbelastende TÃ¤tigkeiten
und Arbeiten unter Ã¼berdurchschnittlichem Stress wie Bandarbeit, Akkord,
Nachtschicht, vermieden werden.

BestÃ¤tigt wird die Bewertung des LeistungsvermÃ¶gens durch den
Entlassungsbericht vom 26.10.2004 Ã¼ber die medizinische MaÃ�nahme zur
Rehabilitation vom 15.09.2004 bis 20.10.2004. Eine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit konnte ebenfalls nicht festgestellt
werden. Vielmehr ist auch nach dem Ergebnis der MaÃ�nahme davon auszugehen,
dass der KlÃ¤ger vollschichtig leistungsfÃ¤hig fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten in Wechselschicht und wechselnder kÃ¶rperlicher Haltung ist.
GegenÃ¼ber den Vorgutachten hinzugetreten ist die EinschrÃ¤nkung, dass dem

                               6 / 8



 

KlÃ¤ger aufgrund eingeschrÃ¤nkter geistig-psychischer Belastbarkeit auch Arbeiten
mit erhÃ¶hten Anforderungen an das Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gen
sowie an Umstellungs- und AnpassungsvermÃ¶gen nicht mehr zumutbar sind.

Dieses Leistungsbild hat auch weiterhin GÃ¼ltigkeit. Die vom KlÃ¤ger vorgebrachte
Behandlung wÃ¤hrend seiner Haftzeit ist nicht maÃ�gebend fÃ¼r den Eintritt des
Versicherungsfalls der Erwerbsminderung. HierfÃ¼r ist die sozialmedizinische
Bewertung seines LeistungsvermÃ¶gens entscheidend, also die Beurteilung der
FÃ¤higkeiten, Ã¼ber die der KlÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung vorhandener
FunktionseinschrÃ¤nkungen noch verfÃ¼gt.

Den vom KlÃ¤ger beigebrachten und vom Senat beigezogenen Befundberichten ist
zu entnehmen, dass es seit dem Datum des Reha-Entlassungsberichts vom
26.10.2004 zu keiner fÃ¼r das LeistungsvermÃ¶gen wesentlichen
BefundverÃ¤nderung gekommen ist. Sozialmedizinisch ohne Bedeutung ist die
EntzÃ¼ndung im Enddarm und das zweitgradige HÃ¤morrhoidalleiden (u.a. Bericht
Stadtkrankenhaus S. vom 26.04.2004). Ein Ã¤uÃ�eres Analekzem konnte nicht
festgestellt werden (Untersuchung Dr.W1., Bericht Stadtkrankenhaus S. vom
26.04.2004 und 03.07.2004, Untersuchung Dr.H. am 02.11.2004 â�� SG-Verfahren
S 12 SB 911/02). Im Juli 2004 musste sich der KlÃ¤ger einer
SchilddrÃ¼senoperation unterziehen (Bericht des Krankenhauses M.M.). Bei
nachfolgender Hormonsubstitutionstherapie ergab sich keine dauerhafte
SchilddrÃ¼sen-HormonstoffwechselstÃ¶rung (Gutachten Dr.H. vom 02.11.2004). Im
MÃ¤rz 2004 wurde beim KlÃ¤ger eine VorsteherdrÃ¼senvergrÃ¶Ã�erung
festgestellt (Bericht Dr.W2. vom 29.03.2004). Diese
HarnblasenentleerungsstÃ¶rung fÃ¼hrt bei einer noch funktionierenden
Harnableitung zu keiner zeitlichen Begrenzung des LeistungsvermÃ¶gens, sondern
â�� wie im Entlassungsbericht berÃ¼cksichtigt â�� zu der EinschrÃ¤nkung, dass
insbesondere Ã�berkopfarbeiten, schweres Heben und Tragen, Arbeiten auf
GerÃ¼sten und Leitern sowie eine Exposition von NÃ¤sse zu vermeiden sind. Weiter
leidet der KlÃ¤ger unter einem allergischen Asthma. Allerdings ergab eine
Lungenfunktionsanalyse mit Messung des Atemwegswiderstandes normgerechte
Befunde (Bericht Dr.G. vom 23.07.2004). Nach dem Bericht des Dr.D. vom
11.05.2005 ist beim KlÃ¤ger eine Kernspintomographie der HWS durchgefÃ¼hrt
worden. Bei Ausschluss eines Prolaps wurden degenerative VerÃ¤nderungen der
unteren und oberen HWS sowie potentielle Nervenwurzelirritationen festgestellt.
Degenerative VerÃ¤nderungen der HWS hatte bereits Prof. Dr.L. festgestellt
(Gutachten vom 22.10.2003). Allein aus diesem Befund und dem akuten
Beschwerdebild (Cervicobrachialgie rechts) lÃ¤sst sich nicht auf eine dauerhafte
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens schlieÃ�en, zumal eine SchÃ¤digung der
Nervenwurzel nicht gesichert ist.

Auch die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 240 SGB VI liegen nicht vor.
Der KlÃ¤ger genieÃ�t keine Berufsschutz. Zwar hat der KlÃ¤ger eine
Berufsausbildung zum Instandhaltungsmechaniker absolviert, jedoch hat er diesen
Beruf nicht durchgehend ausgeÃ¼bt und zuletzt ausschlieÃ�lich TÃ¤tigkeiten als
ungelernter Arbeiter verrichtet (01.04.1996 bis 28.06.1996 Druckereihelfer,
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01.07.1996 bis 08.11.1996 Hausmeister, 13.11.1996 bis 21.03.1997 Fahrer,
01.07.1997 bis 25.08.1997 Mitarbeiter bei der Warenverbringung). Aus den von der
Beklagten eingeholten ArbeitgeberauskÃ¼nften ist ersichtlich, dass diese
TÃ¤tigkeiten nicht mit besonderen Vorkenntnissen oder einer mehr als kurzfristigen
Anlernzeit von drei Monaten verbunden waren. Der KlÃ¤ger ist damit
uneingeschrÃ¤nkt auf einfache TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes sozial
verweisbar. Da der KlÃ¤ger nicht an der AusÃ¼bung einer regelmÃ¤Ã�igen
GanztagsbeschÃ¤ftigung gehindert ist, braucht vorliegend eine
zustandsangemessene TÃ¤tigkeit weder nachgewiesen noch benannt zu werden.
Denn solange ein Versicherter in der Lage ist, unter betriebsÃ¼blichen
Bedingungen vollschichtig bzw sechs Stunden tÃ¤glich regelmÃ¤Ã�ig Erwerbsarbeit
zu leisten, besteht keine Pflicht der Verwaltung und Gerichte, konkrete
ArbeitsplÃ¤tze und VerweisungstÃ¤tigkeiten mit im Einzelnen nachprÃ¼fbaren
Belastungselementen zu benennen. Vielmehr ist in solchen FÃ¤llen von einer
ausreichenden Zahl vorhandener ArbeitsplÃ¤tze auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
auszugehen (BSG SozR 2000 Â§ 1246 Nr 90). Auf entsprechende TÃ¤tigkeiten muss
sich der KlÃ¤ger zumutbar verweisen lassen.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs 2 Nr 1
und 2 SGG).

Erstellt am: 06.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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